Deutsdier Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/753 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Süsterhenn, Bauer (Würzburg) 

und Genossen 


betr. erweitertes juristisches Aktionsprogramm des 
Europarates 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Unter Bezugnahme auf die Empfehlung 326 (1962)*), die von 
der Beratenden Versammlung des Europarates am 20. Sep- 
tember 1962 einstimmig angenommen wurde, 

wird die Bundesregierung ersucht, 

im Ministerkomitee des Europarates darauf hinzuwirken, daß 
das in der Empfehlung 326 vorgeschlagene Programm für eine 
möglichst weitgehende Zusammenarbeit der Mitgliedsregie- 
rungen des Europarates auf dem Gebiet des Rechtswesens 
baldmöglichst geprüft und ein ad-hoc-Komitee gebildet wird, 
das den Auftrag erhält, allgemeine Grundlinien für das er- 
weiterte juristische Aktionsprogramm auszuarbeiten. 


Bonn, den 16. November 1962 


Dr. Süsterhenn 
Bauer (Würzburg) 
Altmaier 
Dr. h. c. Brauer 

Frau Dr. Flitz (Wilhelmshaven) 
Dr. Furier 
Gerns 

Frau Dr. Hubert 
Lenze (Attendorn) 

Frau Dr. Maxsein 
Frau Dr. Rehling 
Frau Renger 


Schütz 


Seidl (München) 
Dr. Zimmer 


siehe Anlage u inseitig 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 53 Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 3551 



Drucksache lV/753 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 


Empfehlung 326 (1962) betreffend ein erweitertes 
juristisches Aktionspropramm des Europarates 

( K urze Inha Itsa nf^a he) 


Die Beratende Versammlung bezieht sich auf eine Mitteilung 
des Ministerkomitees des Europarates vom 12. Dezember 1960, 
wonach die Versammlung bei der Ausarbeitung eines umfas- 
senden Programms praktischer Arbeiten mitwirken soll, und 
auf eine entsprectiende Erklärung des österreichischen Justiz- 
ministers vor der Versammlung vom 17. Mai 1962. Sie ist der 
Meinung, daß gerade auf dem Gebiet des Rechtswesens eine 
weitgehende Zusammenarbeit der Mitgiiedstaaten möglich und 
notwendig ist. Sie schlägt daher vor, ein ad-hoc-Komitee 
hoher Regierungsbeamter einzusetzen, das nach Absprache 
mit der Haager Konferenz für Internationales Privatrecht und 
dem Institut für Vereinheitlidiung des Privatrechts in Rom 
ein erweitertes juristisches Aktionsprogramm für den Europa- 
rat ausarbeiten soll, das sidi namentlich auf die Gebiete des 
Völkerrechts, des internationalen Privatrechts, der Vereinheit- 
lichung des Rechts und der Kriminologie erstrecken soll. 
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